
Neue Schuldenkrise  –  oder  wie
die  Wirtschaft  den  Bach
runtergeht…
In den letzten Monaten berichteten die Medien wieder häufiger über die
„Eurokrise“ in der EU, über Schuldenprobleme von Griechenland, Portugal,
Spanien  und  Italien.  Gleichzeitig  gab  es  im  Juli  und  August  eine  US  -
amer ikan ische  Schu ldenkr i se ,  sogar  über  e ine  mögl iche
„Zahlungsunfähigkeit“  der  USA  wurde  spekuliert,  bis  dann  die  beiden
Kammern  der  USA(Senat  &  Repräsentantenhaus)  eine  Erhöhung  der
Schuldengrenze  beschlossen.

In unserem Artikel wollen wir uns mit den Gründen für die Schuldenkrise
beschäftigten, wieso die aktuelle Krise direkt mit der Wirtschaftskrise von
2008 zusammen hängt, was die astronomischen Summen eigentlich mit uns
zu tun haben und welche Auswirkungen sie auf uns haben werden!

Woher kommen denn die ganzen Schulden?

Derzeit wird viel über die Schuldenquote bestimmter Staaten gesprochen, so
liegt die Schuldenquote Griechenlands bei fast 160% – aber was heißt das
eigentlich? Bei dieser Quote werden die Gesamtschulden eines Staates, in
Beziehung zum jährlichen Bruttoinlandsprodukt (BIP) gesetzt, das BIP fasst
alle Umsätze einer Volkswirtschaft zusammen.

Griechenland  erwirtschaftete  2010  ein  BIP  von  230  Milliarden  €,  die
Schuldenquote lag bei ca. 125% – damit überstieg die Schuldenmenge das
jährlich erwirtschaftete BIP um 25%. In Griechenland entwickelte sich diese
Quote in den letzten 4 Jahren rasant. 2007 lag diese Schuldenquote noch bei
95.7%, für 2011 wird eine Quote von 157% erwartet.

Diese Entwicklung trifft für alle Staaten der EU zu, wie auch für die USA &
Japan – so erhöhten sich die Staatsschulden der BRD, USA und Japan in den
letzten vier Jahren um ein Drittel oder mehr. Wie bei privaten Schuldnern,
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gibt es für Staaten sogenannte „Ratingagenturen“, die die Kreditwürdigkeit
der Staaten bewerten. Diese „Ratings“ bestimmen wie viel Zinsen die Staaten
für ihre Schulden bezahlen müssen, die BRD hat ein sehr gutes Rating (AAA)
und bezahlt derzeit weniger als 3% Zinsen für ihre Schulden – Griechenland
z.B. hat ein sehr schlechtes Rating (B1) und müsste auf dem Finanzmarkt
25% Zinsen für die Kredite zahlen.

Nun haben die Staaten aber keine neuen Schulden aufgenommen, um den
Beschäftigten, der Jugend oder den Rentnern Wohltaten zu schenken. Woher
also kommen die Schulden? Die Schulden wurden aufgenommen, um den
Banken  und  Unternehmen  zu  helfen.  Diese  hatten  in  der  Finanz  –  und
Wirtschaftskrise 2008/2009 riesige Verluste angesammelt. Bei den Banken
hießen diese Verluste „toxische Papiere“. Aus der Chemie wissen wir, das
„toxisch“ ein sehr unangenehmer Zustand ist, bei den Banken hieß das, das
viele Kredite quasi nichts mehr wert waren. In der Situation übernahmen die
Staaten diese „toxischen“ Papiere mit direkten Finanzhilfen und sogenannten
Bürgschaften,  welche  von  den  Banken  in  Anspruch  genommen  werden
konnten.

In der BRD bürgte die Regierung beispielsweise mit 125 Milliarden € für die
„Hypo Real Estate“ und legte den „SOFFIN“ Fond in Höhe von circa 500
Milliarden € an, von dem sich dann verschiedene Banken und Finanzinstitute
Kredite abholen konnten. Ähnliche „Rettungsmaßnahmen“ gab es in den EU
Staaten, der USA und Japan – insgesamt wurden mehrere Billionen Euro den
Finanzmärkten und Banken zur  Verfügung gestellt.  Die  Finanzmittel  der
damaligen Krise sind die Schulden von Heute. Die Staaten nahmen diese
Schulden entweder bei den Zentralbanken (wie die FED in den USA oder die
Bundesbank in der BRD) oder den privaten Banken auf – mit diesen Schulden
wurde die Pleite von Banken und Unternehmen verhindert und die Profite
der Kapitalisten gesichert.

Die Ratingagenturen – oder gib mir ein „Triple A“!

Seit 2008 haben die Staaten den Finanzmarkt mit Billionen finanziert und
gestützt!  Damit  wurden  die  eigenen  Staatsschulden  erhöht.  Besonders
zugespitzt hatte sich diese Entwicklung beim „reichsten“ Land der Welt – den



USA. In den USA gibt es eine „Schuldenobergrenze“. Diese lag bis Anfang
August  bei  14.3 Billionen $.  Für dieses Jahr ist  zu erwarten,  dass diese
Grenze  überschritten  werden  muss,  wenn  die  USA  ihre  Zinsen,  die
öffentlichen  Beschäftigen  oder  das  Militär  bezahlen  will.  Anfang  August
wurde diese Grenze um 2.6 Billionen $ erhöht, dieses Jahr wird allein der US-
Haushalt (also ohne Bundesstaaten und Kommunen) 800 Milliarden $ neue
Schulden aufnehmen müssen. Dieser Vorgang ist nichts neues in der US-
Geschichte.  Im  Durchschnitt  wurde  alle  zwei  bis  drei  Jahre  die
Schuldengrenze von der US-Regierung erhöht, seit 1945 neunzehn mal.

Nachdem die Grenze jetzt erhöht wurde, gab es aber eine Abstufung der
Kreditwürdigkeit der USA durch die Ratingagentur „Standard & Poor“.
Die bisherige Topbewertung AAA wurde auf AA+ gesenkt. Konkret bedeutet
das höhere Zinsen für die USA für künftige Kredite. Gleichzeitig wurden auch
die  EU  Staaten  Portugal  und  Italien  abgewertet  –  danach  sanken  die
Börsenkurse  und  vernichteten  im  August  circa  25%  der  weltweiten
Börsenwerte.

Die  Ratingagenturen  sind  private  Unternehmen,  die  im  Auftrag  der
Großbanken die Kreditwürdigkeit von Staaten, Kommunen und Unternehmen
bewerten  –  nach  diesen  Bewertungen  wird  das  jeweilige  Zinsniveau
bestimmt.

Der französische Präsident Sarkozy bezeichnete es als „nationale Aufgabe“
für Frankreich die Topbewertung AAA zu behalten, gleich im Anschluss gab
es ein weiteres Sparpaket, nachdem bereits 2010 ein Sparpaket mit massiven
Sozialkürzungen  durchgesetzt  wurde.  In  dieser  Zeit  sprach  sogar  die
„Financial  Times  Deutschland“  von  einer  „Diktatur  der  Ratingagenturen“.

Wie das Kapital die Krise lösen will…

Am Beispiel Griechenland können wir beobachten wie sich das Kapital eine
„Krisenlösung“ vorstellt. Der griechische Staat bekommt Kredite von der EU
und der EZB (Europäische Zentralbank), damit sollen die bisherigen Kredite
abbezahlt  werden.  Das  erklärt  auch  zu  großen  Teilen  die  gestiegene
Schuldenquote Griechenlands in den letzten beiden Jahren. Um diese Kredite
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zu bekommen muss der griechische Staat aber zunächst massive Angriffe
und  Kürzungen  gegen  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  durchführen.  Dazu
gehören die Erhöhung der Lebensarbeitszeit, die Kürzung der Gehälter der
öffentlichen Beschäftigten, die Erhöhung der Verbrauchssteuern und eine
massive Privatisierung des noch vorhandenen öffentlichen Eigentums. Erst
die  Verabschiedung  dieser  „Spargesetze“,  welche  direkt  durch  die  EU-
Bürokratie und die BRD als imperialistischem Hegemon, der griechischen
Regierung vorgeschrieben wurden, gab man die Kredite an Griechenland
frei.

In der EU wird nun eine „Schuldenbremse“ von der BRD und Frankreich
vorgeschlagen. Diese „deutsche“ Erfindung beinhaltet ein Gesetz, nachdem
EU-Staaten  ab  einem  bestimmten  Jahr  überhaupt  keine  Schulden  mehr
machen dürfen. In der BRD steht das nun im Grundgesetz – ab 2016 darf der
Bund keine neuen Schulden mehr aufnehmen, ab 2020 die Bundesländer und
die Kommunen.

Ähnliches,  wenn auch unter anderen Bedingungen,  geschah in den USA.
Gleichzeitig mit der Erhöhung der Schuldengrenze wurde auch ein Sparpaket
in  gleicher  Höhe  verabschiedet.  Das  war  die  Voraussetzung  für  die
„oppositionellen“  Republikaner,  der  Erhöhung  überhaupt  zu  zustimmen.

Diese  Sparpakete  sind  die  Antwort  von  Kapital  und  Staat  auf  die
Schuldenkrise.  Wurden  die  Schulden  aufgenommen um die  Verluste  des
Kapitals  während der Krise aufzufangen und gleichzeitig neue Profite zu
sichern, sollen die Staaten jetzt weltweit die Kosten für die Schulden direkt
auf  die  Arbeiterklasse,  große  Teile  des  Kleinbürgertums und die  Jugend
abwälzen.  Dazu  werden  zum  einen  die  Sozialleistungen  massiv  gekürzt,
während gleichzeitig  eine neue Privatisierungswelle  gestartet  wurde.  Vor
allem staatliche Unternehmen, aber auch Bereiche wie Gesundheit, Verkehr,
Rente  und Bildung,  von  denen sich  das  Kapital  noch zusätzliche  Profite
verspricht, sollen privatisiert werden.

Die Krise heißt Kapitalismus!

Die momentane Schuldenkrise, wurde vom Kapital, beziehungsweise den
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Kapitalisten  verursacht.  Während  alle  Profite  den  Kapitalbesitzern
„gehören“,  die  sich  durch  Ausbeutung  aneignen  und  über  die  Börse
auszahlen  lassen,  müssen  die  Verluste  von  der  Allgemeinheit  getragen
werden.

Wenn jetzt die EU einen Rettungsfond für die Euro-Zone auflegt, so ist dieser
Fond nur zur Rettung der Banken und Absicherung der Staatsanleihen da,
genau wie die sogenannten „Euro Bonds“.

Die  Nationalstaaten  dienen  dabei  dem  Kapital  als  Versicherung  seiner
Geschäfte.  Durch  vielfache  Steuersenkungen  bleibt  der  Profit  meist
unangetastet,  durch  Polizei  und  Militär  wird  jeder  mögliche  Widerstand
national und international bekämpft und durch Bürgschaften und Kredite
wird der Finanzmarkt zahlungsfähig gehalten. Nur durch die Hilfen seit 2008
sind die Banken und das Kapital heute in der Lage ganze Volkswirtschaften
in den Ruin zu treiben, um sie dann gänzlich unter ihre Profitkontrolle zu
stellen.

Aufgrund dieser  aktuellen  Fonds  und Bürgschaften  werden die  nächsten
Sparpakete  bereits  aufgelegt.  In  Frankreich  werden  neue  Maßnahmen
beschlossen
und  in  Spanien  wird  die  „Schuldenbremse“  eingeführt.  Diese
„Schuldenbremse“ wird die soziale Realität der nächsten Jahre bestimmen,
weitere  Kürzungen,  Entlassungen  und  Privatisierungen  stehen  auf  der
Tagesordnung.

Dagegen  müssen  wir  Widerstand  organisieren,  besonders  in  den
europäischen Gewerkschaften. Während in Frankreich und Griechenland die
Gewerkschaften  zum Generalstreik  getrieben  wurden,  begnügte  sich  der
DGB in der BRD mit Standortpolitik und stillhalten. Deswegen müssen wir
die Beschäftigten und die Basis  der Gewerkschaften gemeinsam mit  den
Jugendlichen und Arbeitslosen gegen die nächsten Sparpakete organisieren
und schlagkräftige Bündnisse aufbauen.

Von  der  deutschen  Revolutionärin  Rosa  Luxemburg  ist  der  Ausspruch
„Sozialismus oder Barbarei“bekannt, dieser wurde vor dem 1.Weltkrieg von



ihr  geprägt.  Heute  ist  er  aktueller  denn  je,  denn  dieses  System  hat
abgewirtschaftet.  Während  Hungerkatastrophen,  wie  in  Ostafrika
zehntausende  von  Menschen  heimsuchen  und  jährlich  Hunderttausende
sterben  lassen,  in  einem  Wirtschaftssystem,  dass  die  ökologischen
Grundlagen  der  Menschheit  vernichtet  –  in  so  einer  Situation  soll  uns
interessieren,  welche  Buchstaben  eine  Ratingagentur  über  die
Kreditwürdigkeit  einer  Volkswirtschaft  veröffentlicht?  Erbärmlicher  geht’s
eigentlich nicht!

Gefordert ist nun ein entschlossener internationaler Widerstand gegen den
Kapitalismus, wir haben unsere Antwort Rosa Luxemburgs Frage. Für eine
Gesellschaftsordnung die den Interessen der Mehrheit gehorcht und nicht
den Profit -und Zinserwartungen einer kleinen parasitären Elite.

Wir  zahlen  nicht  für  ihre  Krise!  Organisiert  euch  gegen  die
Sparpakete  und  die  Krise  –  baut   Organe  des  Widerstandes  im
Betrieb, in der Schule und im Stadtteil auf!
Für  die  entschädigungslose  verstaatlichung  der  Banken  zu  einer
zentralen Staatsbank,  sowie  aller  Unternehmen,  die  Entlassungen
oder Gehaltskürzungen fordern, unter Arbeiterkontrolle!
Für das Recht der Beschäftigten und der Arbeiterbewegung Einsicht
in die Geschäftsbücher der Großkonzerne und Banken zu haben!
Vom Abwehrkampf zur Offensive! Gegen Hartz IV, die Rente mit 67
und die Gesundheitsreformen der vergangenen Jahre! Bekämpft die
Leiharbeit, für einen Mindestlohn von 11 Euro die Stunde!
Teilt die Arbeit auf alle Hände auf – für eine 35-Stunden Woche und
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich!
Fordert die Gewerkschaften und Arbeiterparteien zur Aktion auf und
organisiert in ihren Reihen eine kämpferische Basisbewegung!
Gegen  Krise  und  Kapital  –  der  Widerstand  muss  international
koordiniert werden! Gegen Chauvinismus und nationalistische Hetze
gegen  „die  faulen  Griechen“,  „gegen  die  Migranten  die  unsere
Arbeitsplätze  klauen“  oder  ähnliche  Verleumdungen,  die  unseren
Widerstand  spalten!  Für  europaweite  Aktionen  gegen  die
Sparangriffe  und  die  Auswirkungen  der  Krise,  die  Führer  der



Gewerkschaften und Arbeiterparteien müssen zur Unterstützung von
Aktionen wie koordinierten Streiks, Massenprotesten, Besetzungen
bis hin zum Generalstreik gezwungen werden!
Widerstand  braucht  Organisation  –  wenn  ihr  gegen  Krise  und
Kürzungen  kämpfen  wollt,  dann  organisiert  euch  gemeinsam mit
REVOLUTION!


